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Demokratische innerparteiliche Willensbildung ist eine Voraus-
setzungdafür, daß die Parteien die ihnenzugewiesene Vermitt-
lungsfunktion zwischen Bevölkerungund staatlichem Handeln
erfüllen können. Die Parteienforschung beschäftigt sich seit
Robert Michels Studie über die Oligarchisierungstendenzen in
Großorganisationen mit der Frage, inwieweit innerparteiliche
Demokratie, d.h. auch innerparteiliche Willensbildung über-
haupt möglichist.'In der derzeitigen Diskussionum die „Par-
teienverdrossenheit" spielt die vielfach behauptete nachlassen-
deKompetenz der Parteien, sich denProblemen zustellenund
Lösungsvorschlägezuerarbeiten, eine große Rolle.Die Ausein-
andersetzung über die Rolle und Funktionserfüllung der Par-
teien ist jedoch nicht neu: W.D. Narr sah dieParteien bereits
1977 nicht mehr dazu inder Lage,dieFunktion der „Transmis-
sion", der Aufnahmeund Übersetzung von Interessen,der or-
ganisatorischenLeistungder Willensbildung, zuerfüllen. 2

In der Auseinandersetzung um die Kernenergienutzung in
densiebziger Jahrenund zuBeginnder achtziger Jahre wurden
dieParteien mit Protestbewegungenkonfrontiert. Daher bietet
sich dieses Themenfeld für eine Untersuchungdarüber an, wie
und unter welchenBedingungen ParteienBürgerinteressen von
außen aufgreifen, in eigene Programmatik umsetzen und zur
Wahl stellen.

Der folgende Beitrag untersucht die Bedingungen und Ab-
läufe der innerparteilichen Willensbildung am Beispiel der
Kernenergiediskussion in der SPD Schleswig-Holstein (SH).
Die SPD SH ist als Untersuchungsgegenstanddeshalb geeig-
net,da sie in diesemPolitikbereich innerhalb einer kurzen Zeit-
spanneihre Positionveränderte.

Die häufig behauptete Annahme, die Ausübung starken
Drucks von außen auf die Parteien reiche aus, um eine Partei
zu einer radikalen Veränderung ihrer Programmatik zu bewe-
gen, greift allerdings zu kurz, da sie die internenFaktoren der
innerparteilichen Willensbildung ausblendet. Denn nur mit
deninternenFaktorenläßt sich z.B. erklären, warum die SPD-
Landesverbände Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein
auf die Konfrontation mit Bürgerinitiativen in Wyhl bzw.
Brokdorfdurchausunterschiedlichreagierten.

An der Entwicklung der Kernenergieposition innerhalb der
SPD Schleswig-Holstein läßt sich daher aufzeigen, unter wel-
chen Bedingungen Parteien Inhalte vonaußen aufgreifen und
inihre eigene Programmatik umsetzen, d.h. wie dieInteressen-
vermittlung zwischen Bürger und Staat stattfinden kann. Da-
bei steht im folgenden weniger die allgemein-energiepolitische
Debatte, die durchaus breiten Raum in der SPD SH einnahm,
im Mittelpunkt des Interesses. Das Schwergewicht liegt viel-
mehr auf der Darstellung und Analyseder Auseinandersetzun-
gen um die konkreten Kernkraftwerksprojekte in Schleswig-
Holstein, da sich daran die Hauptkonflikte entzündeten. Dar-
aus begründet sich auch die zeitlicheBegrenzung der Darstel-
lungbis zum Jahr 1983.

1 Robert Michels,Zur Soziologie des
Parteiwesens in der modernenDemo-
kratie, Leipzig1911
2 Wolf Dieter Narr, Parteienstaat in
der BRD — ein Koloß auf tönernen
Füßen, aber mit stählernen Zähnen,
in: ders. (Hrsg.): Auf dem Weg zum
Einparteienstaat,Opladen1977, S. 9.
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1971: Vier
Kernkraftwerke für
Schleswig-Holstein

Im Januar 1971beschloß die SPD Schleswig-Holstein ihr Land-
tagswahlprogramm für die Jahre 1971 bis 1975. Unter der
Überschrift „SicherungderEnergieversorgung"hieß es darin:

„Kostengünstige und ausreichende Energieversorgung kann
in Verbindung mit anderenFaktoren standortbestimmend sein
und die Wettbewerbsfähigkeit der ansässigen Betriebe verbes-
sern. Um dieEnergiepreisdifferenz gegenüber anderen Standor-
ten nicht weiter anwachsen zu lassen, ist ... in Schleswig-Hol-
stein der Bau von Kernkraftwerken inBrunsbüttel und Geest-
hacht intensiv voranzutreiben. Die Standorte für zwei weitere
AnlagensindimProgrammzeitraumfestzulegen."3

Dieser Beschluß spiegelte die Einschätzung der gesamten
Parteiunter ihrem damaligen Landesvorsitzenden JochenStef-
fen wider, daß sich SHrasch industrialisierenmüsse, wozubil-
ligeEnergieaus Kernkraftwerken eine Voraussetzungsei.

Auch auf dem Heiligenhafener Programmparteitag im No-
vember 1973, auf dem sich die SPD SH ein Grundsatzpro-
gramm geben wollte, spielte das ThemaKernenergienochkeine
Rolle, obwohl das „Heiligenhafener Programm" bereits ökolo-
gische Gedankengänge und kritische Einschätzungen zur
Wachstumsfrage enthielt. Ein vom damaligen Landtagsabge-
ordneten Eckard Kuhlwein vorgelegter Initiativantrag, der die
Aufforderung enthielt, die Gefahren der Kernenergie zu prü-
fen, wurde an den Landesausschuß überwiesen, wo er dann
zwar beschlossen, aber vorerst folgenlos „ineiner Schublade"4
verschwand. Der Anstoß für Kuhlweins Initiative gingnachsei-
ner eigenenDarstellungvon Bekanntenaus.

Zu diesem Zeitpunkt befand sich das KKW Brunsbüttel im
Bau, nachdem es am 1. April 1970 die erste Teilerrichtungsge-
nehmigung erhalten hatte. Nennenswerte Proteste gegen den
Baubeginn hatte es nicht gegeben. Das Kernkraftwerk Krüm-
mel als zweites KKW erhielt die erste Teilerrichtungsgenehmi-
gung am 18. Dezember 1973. Im Oktober 1973 bestätigte die
Landesregierung, daß für zwei weitere Kernkraftwerke die
Standorte beiBrokdorf und im Außendeichsland der Eibmün-
dung auf ihre Verwendbarkeit überprüft werden.Die endgülti-
ge Entscheidung sollte nach technischen Untersuchungenund
Gesprächenmit den zuständigen Gemeinden und Kreisen fal-
len.

3 SPD-Landesvorstand, „Regierungs-
programm der SPD — Wir machen die
Zukunft wahr",Kiel, 0.J.,S. 12.
4 Darstellung von Eckard Kuhlwein
im Interviewmitdem Verfasser.

1973-1975:
Erste Proteste gegen
die Kernenergie

ImNovember 1973 wurde im ca. 4 km von Brokdorf entfernt
liegenden Wewelsfleth die Bürgerinitiative Umweltschutz Un-
terelbe (BUU) gegründet. In einer Befragung der Bevölkerung
vonBrokdorf und Wewelsfleth sprach sich eine große Mehrheit
gegen denBau des KKW aus. In den folgenden Monatenver-
stärkte sich der Protest der Bevölkerung, wobei sich vor allem
die Bauernder Umgebung entschieden gegendasKKW wand-
ten.Einen atomrechtlichen AnhörungstermininWüster brach
die Landesregierung imNovember 1974 ab,obwohl nochnicht
alle offenen Fragen beantwortet worden waren. ImDezember
1975 rief dieBUU zur Bauplatzbesetzungauf.Die vonBeginn
an auf Einschüchterung der KKW-Gegner ausgerichtete Vorge-
hensweise der CDU-Landesregierung, die sich z.B. in großen
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Polizeiaufgeboten bei den Erörterungsterminenzeigte, vergrö-
ßerte den Protest gegen das KKW Brokdorf noch zusätzlich.
Die örtliche SPD-Gliederung, der SPD-Ortsverein (OV) We-
welsfleth (in Brokdorf existierte zudieser Zeit keinOV), unter-
stützte den Protest gegen das geplante KKW nicht mit einer
energiepolitischen Begründung, sondern damit, daß in dieser
Gegend ein Naherholungsgebiet geschaffen werden sollte. Al-
lerdings schwächte sich die Unterstützung für dieKKW-Gegner
im Kreisverband Steinburg bereits ab, denn der Kreistagsfrak-
tionsvorsitzende formulierte ein bedingtes Ja zur Standortent-
scheidung. Kritik übte der SPD-Kreisverband lediglich an der
Vorgehensweise der Landesregierung. Auf Landesebene besaß
das Thema Kernenergie ebenfalls noch keinen großen Stellen-
wert. Im Landtagswahlkampf 1975 spielte es noch keine Rolle.
So enthielt das SPD-Landtagswahlprogramm keine Aussage
zur Energiepolitik.

Der wirtschaftspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfrak-
tion, Hans Schwalbach,der gleichzeitig ÖTV-Bezirksvorsitzen-
der und Aufsichtsratsmitglied der Nordwestdeutschen-Kraft-
werke AG war, erwähnte Anfang März 1975 ineiner Landtags-
debatte zur Energiepolitik das geplante KKW Brokdorf mit
keinem Wort, sondernerklärte lediglichu.a.:

„DerBau von Kernkraftwerken erfordert immer noch lange
Genehmigungsverfahren. Die Energiepolitik des Landes sollte
sich auf diesem Sektor förderndeinsetzen und vor allen Din-
gen der Aufklärung der Öffentlichkeit starke Beachtung wid-
men."5

In diesem Kontext konnte mit „Aufklärung" nur gemeint
sein, dieBevölkerungvonder Notwendigkeit der Kernkraftwer-
ke zu überzeugen. Daß dem Thema im Landtagswahlkampf
keinegroße Bedeutungzugemessenwurde, zeigte sich auchdar-
in, daß der Fraktionsvorsitzende der SPD, Klaus Matthiesen,
beidieser Debattedas Wort nicht ergriff.

In der SPDbeschäftigte sich zu dieser Zeit lediglich ein Teil
der Jungsozialisten mit dem Landesvorstandsmitglied Hilmar
Zschach an der Spitze intensiv mit dem Thema Kernenergie.
Zum SPD-Landesparteitag, der im September 1975 inBad Ol-
desloe stattfand,brachtendie Jungsozialisteneinen Antrag mit
kritischen Ansätzen zur Kernenergieein. In dem Papier wurde
die Bundesregierung aufgefordert, für einen begrenzten Zeit-
raum von drei JahrendenBetrieb aller Kernreaktoren zuunter-
binden, den Bau aller geplanten bzw. im Bau befindlichen
Kernreaktorenzustoppen undden Außenhandel mit Kernreak-
toren einzustellen. Der begrenzte Stopp des Atomprogramms
sollte dazu genutzt werden,„durchForschungsaufträgediebio-
logischen, medizinischen, technischen und ökologischen Ein-
wände gegen den Einsatz von Kernkraftwerken zu untersu-
chen."6 Aus dem Antrag ließ sichnoch nicht einmaleine grund-
sätzliche Gegnerschaft zur Kernenergie ableiten, denn in der
Begründung hieß esausdrücklich:

„DieAntragsteller meinen nicht, daß Kernenergiegrundsätz-
lich abzulehnen ist, vielmehr gehensie davonaus, daß ineiner
befristeten Unterbrechung die schwerwiegendenBedenken un-

5 Landtagsprotokoll 7/72 vomMärz
1975, S. 4496.
6 Der Antrag wurde im Informa-
tionsdienst der Jungsozialisten (idi)
Nr. 8/75 abgedruckt.
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tersucht werden müssen, daß aber bei forciertem Weiterbau
eine eventuelle Abkehr von der Kernenergie immer schwieriger
wird."1

Auf dem Parteitag kam es zueiner etwa halbstündigen Dis-
kussion, wobei weniger das Thema als vielmehr der weitere
Umgang mit dem Antrag im Mittelpunkt stand. Er wurde
schließlich an eine Fachkonferenz zur weiteren inhaltlichen
Diskussion überwiesen.

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß zu Beginn der
70er Jahre in der Einschätzung der SPD SH die Kernenergie
eine positiv zu bewertendeEnergiequelle war, die für die Indu-
strialisierung Schleswig-Holsteins genutzt werden sollte. Auf
die sich häufendenProteste von betroffenenBürgern gegendas
geplante KKW Brokdorf reagierte lediglich die örtlicheSPD.
Auf Landesebene war das Thema noch nicht aktuell bzw. es
wurde in Übereinstimmung mit der Bundes-SPD auf Plan-
ungsmängel undeinemangelhafte Bürgerbeteiligung der CDU-
Landesregierung hingewiesen. In der SPD-Landtagsfraktion
bestimmte mit Hans Schwalbach ein Mann den energiepoliti-
schen Kurs, der aufgrund seiner Funktionen auf den Ausbau
der Kernenergie setzte. Die Jungsozialisten waren die erste Par-
teigruppierung, die sich aufgrunddiverser Anstöße von außer-
halb der Parteiintensiv mit dem Themabeschäftigten und die-
ses zum Teil erfolgreich in die Partei hineintrugen. Damit be-
gannen sich in der SPD SH unterschiedliche Einstellungen zur
Kernenergie herauszubilden.

7 ebd.

1976/1977:
Auf dem Weg zur „ak-
tiven Denkpause"

Die auf dem Landesparteitag in Bad Oldesloe beschlossene
Fachkonferenz fand im April 1976mit lediglich ca. 40 Teilneh-
mern in Kiel statt. Nach einem von der Fachkonferenz verab-
schiedeten Papier solltebeim Bau, beider Planungund beider
Genehmigung von kerntechnischen Anlagen daran festgehal-
ten werden, daß der Schutz der Bevölkerungvor möglichen

Dieser Ortsname wurde neben Wyhl
zum Kennzeichen für die Auseinan-
dersetzung um das Atomenergiepro-
gramm der Bundesregierung und der
v/estdeutschen Energieversorgung.
(Foto: Günter Zint)
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Schäden absolute Priorität bei der friedlichen Nutzung der
Kernenergie haben müsse. 8 Voneinem Baustopp war noch kei-
ne Rede. Der SPD-Landesvorstand griff das Thema erst am 6.
September wieder aufundbeschloß, sich am 1. November 1976
mit den Ergebnissen der Fachkonferenz zu beschäftigen. Zwi-
schen diesen beiden Daten erteilte das Sozialministerium in
Kiel unter strengster Geheimhaltung am Nachmittag des 25.
Oktobers die 1. Teilerrichtungsgenehmigung (TEG) für den
Bau des KKW Brokdorf und ordnete den Sofortvollzug an.
Um 0.00Uhr am 26. Oktober fuhrenBaufahrzeugeunter star-
ker Polizeibewachung auf den Bauplatz. Gleichzeitig wurde
der Platzmit StacheldrahtundGräben gesichert. Vier Tage spä-
ter fand mit mehreren tausend Teilnehmerneine erste Kundge-
bung am Bauplatz statt, in deren Verlauf ein Teil des Bauplat-
zes besetzt wurde, den die Polizei gegen 20.00 Uhr allerdings
wieder räumte. Mit diesem Tag erlangten die Auseinanderset-
zungenumdenBau des KKW Brokdorflandes- undbundespo-
litische Bedeutung.

Eineerste Möglichkeitzur Reaktion imLandtag bot sich der
SPD-Fraktion im Rahmen der Haushaltslesung am 27. Okto-
ber. Oppositionsführer Matthiesenerklärte:

* Beschlußvorlage zur Fachkonfe-
renz 1976 in Kiel,Kopieim Archiv des
Verfassers.

Als erste Maßnahme der Nacht-und-
Nebel-Aktion vom 26. auf den 27.
Oktober 1976 markiertedie zukünfti-
ge Atomkraftwerksbetreiberin ihr
Areal mit Schildern und sicherte das
Grundstück mit Nato-Bandstachel-
draht. (Foto:Günter Zint)
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„Es geht, Herr Dr. Barschel [damaliger Innenminister und
damit zuständig für den Polizeieinsatz,MTE], hier nicht um
die energiepolitische Entscheidung, sondern es geht bei Brok-
dorf nach dem, was sich dort dargestellt hat und nach dem,
was wir heute aus Brokdorf wissen, um die Verhältnismäßig-
keit derMittel."9

Die Landtagsfraktion reduzierte den Konflikt um Brokdorf
also auf die Durchsetzung der 1. TEG und das Vorgehen der
Landesregierung und blendete den energiepolitischen Aspekt
aus. Anders dagegen der SPD-Landesvorstand, der in seiner
Sitzung am 1. November einen energiepolitisch bedeutenden
Beschluß faßte, der der Ausgangspunkt zu einer breiten und
teilweise heftig geführten Diskussion werdensollte. Inihm hieß
es:

„DieDiskussion im Landesvorstand... und die Beratung der
Fachkonferenz .Kernenergie' ... haben ergeben, daß die wirt-
schaftliche Nutzung der Kernenergie, der Bau und der Export
von Kernkraftwerken insgesamt mehr ungeklärte Probleme
und unübersehbare Risiken enthalten als bisher der breiten
Öffentlichkeit bekanntgewordenist."10

Solange eine Reihe vonFragen ungeklärt seien, forderte der
SPD-Landesvorstand,„daß derBau aller geplanten Kernkraft-
werke nicht in Angriff genommen wird und daß der Außen-
handel mit Kernreaktoren eingestellt wird." Die Fortführung
der im Bau befindlichen Kernkraftwerke müsse unterbrochen
werden. Damit nahm die SPD Schleswig-Holstein als erster
Landesverband eine Abkehr von der bisherigen Position der
Sozialdemokraten vor, nach der Kernkraftwerke unter Berück-
sichtigungbestimmter Sicherheitsauflagen gebaut werdendürf-
ten. Den Verfechtern des Landesvorstandsbeschlusses um den
Landesvorsitzenden Günther Jansen und seinen Stellvertreter

9 Landtagsprotokoll 8/26 vom
27.10.76, S. 1804.
10 Kopie des Beschlusses im Archiv
des Verfassers.

Vorhergehende Seiten: Am 30. Okto-
ber 1976 sammelten sich etwa 8000
Atomkraftgegner in Brokdorf, um
gegen den Bau des dortigen AKW zu
demonstrieren. Nach der Kundgebung
wurde an drei Stellen der provisori-
sche Bauzaun durchbrochen und ein
Teil des Geländes besetzt. Hier zeich-
nen sich die Silhouetten von Demon-
stranten auf dem Eibdeich gegen den
abendlichen Westhimmel ab. (Foto:
Günter Zint)

DieHärte der polizeilichenMaßnah-
menzur Behinderung der Demonstra-
tion und zur Zurückdrängung der
Platzbesetzer führt am 31. Oktober
1976 zu einem Schweigemarsch der
Bürgerinitiative Umweltschutz Unter-
elbe, an dem etwa3000Menschen teil-
nehmen. Mitgeführt werden von den
Einheimischen auch Deutschlandfah-
nen — wie hier aufdem Eibdeich bei
Brokdorf. (Foto:Günter Zint)
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Gerd Walter war klar, daß diese Positionsveränderung auf Wi-
derstand eines Teils der SPD stoßen mußte. Zudem stellte sich
die Landes-SPD damit in Gegensatz zur sozialliberalen Bun-
desregierung,die weiter aufdenBauvon Kernkraftwerkensetz-
te. Um die zu erwartendenKonflikte zu kanalisieren, lud der
Landesvorstand daher bereits für den 20. November zu einer
weiteren Energiekonferenz ein, auf der über seinen Beschluß
diskutiert werdensollte. Gerd Walter bemühte sich am 8. No-
vember in einem Schreiben an Parteifunktionäre, den sich ab-
zeichnenden Konflikt in der Landes-SPD zu entschärfen: Der
Landesvorstandsbeschluß bedeute keinenegative Festlegung in
Sachen Kernenergie, sondern sei ein Angebot zu einer breit
angelegten öffentlichenDiskussion über alle Partei- und Ver-
bandsinteressen hinweg, schrieb der stellvertretendeLandesvor-
sitzende. Zudem stünde der Beschluß in Übereinstimmung mit
den Zielen der Bundesregierung.'' Inhaltlich war die von Wal-
ter gegebeneDarstellung jedoch kaum haltbar,denn dieForde-
rung nach einem Baustopp war mit der Position der Bundesre-
gierung nach Weiter- und Zubau vonKKW keineswegs verein-
bar.

Vor Ort verschärften sich die Auseinandersetzungen um das
KKW Brokdorf zwischenzeitlich weiter. Eine Woche vor der
Energiekonferenz des SPD-Landesverbandes demonstrierten
ca 25.000Menschen am Bauplatz gegen dasKKW. Obwohl die
von der Bürgerinitiative Umweltschutz Unterelbe veranstaltete
Demonstration gewaltfrei verlief, kam es zu massiven Poli-
zeieinsätzen gegenDemonstranten.So flogenHubschrauberbe-
satzungen Tränengaseinsätze gegen Demonstranten, die sich
bereits auf dem Rückweg befanden. Eineder Tränengasgrana-
ten schlug in der Nähe des SPD-Landesvorsitzenden Günther
Jansen ein, der daraufhin Strafanzeige gegen den Innenmini-
ster, gegen die Einsatzleiter der Polizei und gegen die Hub-
schrauberbesatzungstellte. Nachder Demonstration verschärf-
te sich die Diskussion um die Polizeieinsätze und die Verant-
wortung der Landesregierung für deren Vorgehen. Die Brok-
dorf-Auseinandersetzungwurde daher vonBeginn an nicht nur
mit energiepolitischen, sondern auch mit rechtsstaatlichen
Argumenten geführt. Für die Willensbildung in der SPD SH
hatte die Demonstration deshalb große Bedeutung, da sich
nebenJansenzahlreiche weitere SPD-Mitglieder an ihr beteilig-
ten und so mit dem massiven Polizeieinsatz konfrontiert wur-
den.Dies verstärkte dieSolidarität mit denBürgerinitiativen.

Auf der anderen Seite formierten sich die Gegner des Lan-
desvorstandsbeschlusses in der SPD-Landtagsfraktionund den
Gewerkschaften. Der stellvertretende Fraktionsvorsitzende
KurtHarner schrieb am Vortagder geplantenFachtagungGün-
ther Jansen einen Brief, in dem er außerordentlich kritisch
zum Landesvorstandsbeschluß und zur Strafanzeige Jansens
Stellung nahm. Er warf dem Landesvorstand Opportunismus
vor, weil der Beschluß vom 1. November mit den Vorgängen
um das KKW Brokdorf verknüpft sei. Mit seiner Strafanzeige
lenke Jansen von den wahren Verantwortlichen, nämlich der
Landesregierung,ab. Zur Teilnahme von Sozialdemokraten an

11 Kopie des Schreibens im Archiv
desVerfassers.
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Eine erneute Demonstration am 13.
November 1976 bringt etwa 45.000
Menschen aufdie Beine. Trotz massi-
ver Polizeihindernisse, die den Bau-
platz weiträumig abschirmten, gelang
es, in zum Teil stundenlangen Anmär-
schen, den Demonstrationsplatz zu
erreichen. DieHärte des großen Auf-
gebots aus Polizeiund Bundesgrenz-
schutzführte zu erbittertenAuseinan-
dersetzungen, in deren Verlauf massiv
Tränengas —

auchgegen bereits wie-
der abmarschierendeAKW-Gegner

—
eingesetzt wurde.
Linke Seite oben: Eine Marschkolon-
ne staut sich östlich Brokdorfs an ei-
ner Wetternbrücke. (Foto: Günter
Zint)
Linke Seite unten: Der inzwischen
durch einen Stahlgitterzaungesicherte
Bauplatz wirdheftig angegriffen und
massiv verteidigt. (Foto:Günter Zint)
Rechte Seite oben: Tränengas kommt
in großen Mengen gegen dieDemon-
stranten zum Einsatz. Es wurde sogar
aus niedrig fliegenden Hubschrau-
bern abgeworfen. (Foto:Günter Zint)
Rechte Seite unten: Versuche der Be-
schwichtigung wurden in der aufge-
heizten Situation mehrfach gemacht.
In dieser Richtung betätigten sich
auch mehrere Pastoren, die zuvor ei-
nen Gottesdienstam Bauplatz abge-
halten hatten. (Foto:Günter Zint)
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der Demonstration meinte Harner, daß dies „abernurzu leicht
den Eindruck einer völligen Identifizierung der SPD dieses
Landes mit den Bürgerinitiativen erwecken (kann). Das jedoch
könnteich nicht akzeptieren."11 Bereits am 3. November hatte
der geschäftsführende ÖTV-Bezirksvorstand den SPD-Landes-
vorstandsbeschluß als „nachfachlicher, sachlicher und gewerk-
schaftspolitischer Prüfung unvereinbar mit der Energiepolitik
der ÖTV" 13 bezeichnet. Am 5. November fand in Brokdorf
eineDemonstration von ca. 5.000Mitarbeitern aus kerntechni-
schen Anlagen sowie von Elektrizitätsversorgungsunterneh-
men (EVU) für das KKW Brokdorf statt. Die SPD SH geriet
somit indenKonflikt, der sich zwischen Gewerkschaften einer-
seitsundBürgerinitiativen andererseits verschärfte. Für dieWil-
lensbildung in der SPD war daher der Einfluß des Gewerk-
schaftsflügels von großer Bedeutung. Im Gegensatz zur ersten
Fachkonferenz nahmenan der Veranstaltungam 20. November
ca. 300 Parteimitglieder teil. Dies unterstrich deutlich,daß in-
nerhalb nur eines halben Jahres aufgrund der Auseinanderset-
zungumdasKKW Brokdorf das ThemaKernenergie zu einem
die SPD-Mitglieder bewegenden Thema geworden war. Das
Hauptreferat hielt Bundesforschungsminister Hans Matthöfer,
der sich gegen die von der SPD SH erhobeneForderung eines
Baustopps aussprach. Allerdings setzte er sich dafür ein, die
Bürger bei Genehmigungsverfahren früher einzuschalten und
kritisierte damit das Vorgehen der Landesregierung in Brok-
dorf. MatthöfersRede wurde z.T. von Pfiffen und Mißfallens-
kundgebungenbegleitet.

In der SPD SH spitzten sich die Auseinandersetzungen wei-
ter zu: Der aus fünf Abgeordnetenbestehende Gewerkschafts-
flügel in der Landtagsfraktion war am 23. November 1976
nicht bereit, einem Antrag der eigenen Fraktion zuzustimmen,
mit dem die Landesregierung aufgefordert werden sollte, die
Anordnung der sofortigen Vollziehung der 1. TEG für das
KKW Brokdorf zurückzunehmen. Auf der anderen Seite ver-
schärfte Günther Jansen denKonflikt vor allem mit denMit-
gliedern der sozialdemokratisch geführten Bundesregierung
unter Kanzler Helmut Schmidt. Matthöfer und Schmidt wür-
den sich nicht mehr solidarisch mit dem angedeuteten Willen
der Partei verhalten, wenn sie ihre Kernenergiepolitik bis zum
bevorstehenden Hamburger Bundesparteitag im Herbst 1977
fortsetzten, erklärte Jansen auf einer Pressekonferenz im Fe-
bruar 1977. Bei seinen Angriffen konnte der Landesvorsitzen-
de damit rechnen, daß die Kritik an der Bundesregierung zu-
mindest bei einem großen Teil des sich als „links" verstehenden
Landesverbandes auf Zustimmung stoßen und zur Geschlos-
senheit der eigenen Reihen in der Kernenergiefrage beitragen
würde. Allerdings reagierte der SPD-Fraktionsvorsitzende
Klaus Matthiesenauf die Vorwürfe Jansens eher kritisch, da er
an einem Konflikt mit Bonn kein Interesse hatte. Denn Mat-
thiesen wolltebeiden Landtagswahlen1979 zusammen mit der
FDP die CDU-Landesregierungablösen. Ein Konflikt mit Bonn
bargdieGefahr insich,potentielle Wählerstimmen ausdem sozial-
liberalen Spektrum sowiesog. „Schmidt-Wähler" zuverlieren.

12 Kopie des Briefes im Archiv des
Verfassers.
13 Pressemitteilung der ÖTV vom
3.11.76.
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Auch außerhalb der SPD gingen die Auseinandersetzungen
um das KKW Brokdorf weiter: Die Bürgerinitiativen planten
für den 19. Februar 1977 eine Demonstration gegendas KKW,
dessen Bau seit Dezember 1976 auf Beschluß des Verwaltungs-
gerichtes Schleswig gestoppt war. Dabei kam es zu Auseinan-
dersetzungen innerhalb der BUU um den Demonstrationsort.
EinTeilder in der BUU zusammengeschlossenenBürgerinitia-
tiven, vor allem aus Hamburg, favorisierte eine Demonstration
inBrokdorf und wolltemit einer Besetzungdes Bauplatzes den
Bau desKKW verhindern. Vor allem die örtlichenBürgerinitia-
tiven aus der Wilstermarsch setzten dagegen auf eine Demon-
stration in der Kreisstadt Itzehoe und hielten angesichts der
Sicherung des Bauplatzes und des zu erwartenden Polizeiauf-
gebotes eine Bauplatzbesetzung für nicht durchsetzbar. In die-
ser Situation sollte mit einer friedlichen Kundgebung der Wi-
derstand gegen das KKW verbreitert werden. Die SPD Schles-
wig-Holsteinnahman Gesprächen zwischen Parteienund Bür-
gerinitiativen zur Vorbereitung der Itzehoer Demonstration
teil, unterstützte diese organisatorisch und rief ihre Mitglieder
zur Teilnahme auf. Damit wurde deutlich, daß die SPD die
Bürgerinitiativen als wichtigen Partner ansah, wobei im Hin-
tergrund die Absicht bestand, die Kräfte der Bürgerinitiativen
zu unterstützen, die als „gemäßigt" galten, d.h. gewaltsame
Auseinandersetzungenvermeiden wollten. An dem Aktionstag
in Itzehoe nahmen nach Schätzungen der Veranstalter 30.000
bis 40.000 Menschen teil. Besondere Aufmerksamkeit erlangte
die Rede des ehemaligen Gewerkschaftsfunktionärs Heinz

Protestdemonstrationen gab es auch
in Hamburg, um einem Großaktionär
der Nordwestdeutschen Kraftwerke
AG, den Hamburgischen Elektrizi-
tätswerken, einen Kurswechsel in der
Atomenergiepolitiknahezulegen. Hier
einepolizeiliche Sicherung des HEW-
Kundenzenlrumsan der Mönckeberg-
straße während der Demonstrationen
am 22. Januar 1977. (Foto: Gunter
Zint)
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Brandt,der die Gewerkschaften wegen ihrer Atompolitik hart
angriffund das Wort vom „Atomfilz"prägte:

„Unter Atomfilz verstehe ich den reich bezahlten Gewerk-
schaftsbürokraten, der im Konzernaufsichtsrat und Konzern-
vorstand mit den Managern der Atomindustrie gemeinsame
Sache macht, der mit der Atomlobby unter einer Decke steckt,
dermit ihr widerlich verfilzt ist."14

Das Verhältnis zwischen Gewerkschaften und Bürgerinitiati-
ven verschlechterte sich daraufhin weiter, zumal der DGB Ber-
lin ein Ausschlußverfahren gegen Heinz Brandt einleitete. An
der Demonstration in Brokdorf, die vorher verboten worden
war, beteiligten sich zwischen 6.000und 10.000 Menschen.Ein
massives Polizeiaufgebot sicherte denBauplatz, wobei es nicht
zudenerwartetenundprophezeitenGewaltaktionenkam.

Zusammenfassend lassen sich vor dem Tönninger SPD-
Landesparteitag, der im Juni 1977 stattfinden sollte und der
über die veränderte Positiondes Landesvorstandesentscheiden
mußte, drei Gruppierungen bei den Auseinandersetzungenum
dieKernenergieinderSPD SHunterscheiden:— der Gewerkschaftsflügel, der einen weiteren Ausbau der
Kernenergie, einschließlich Brokdorf, propagierte und die
Energiepolitik der Bundesregierung vorbehaltlos unterstützte.
Er war in der Landtagsfraktion mit 5 von 30 Abgeordneten
und in der Partei durch die Arbeitsgemeinschaft für Arbeit-
nehmerfragen (AfA)vertreten.- Teile der Landtagsfraktion mit Klaus Matthiesen an der
Spitze, die die Auseinandersetzung begrenzen und vor allem
keine Konflikte mit der Bundesregierung in Bonn wollten. Sie
kritisierten die CDU-Landesregierung hauptsächlich wegen
ihres Vorgehens in Brokdorf, ohne den Bau des KKW grund-
sätzlichabzulehnen. Angriffe auf dieBundesregierung schade-
ten nach ihrer Überzeugung dem Ziel der Regierungsübernah-
me inKiel. Zudem sollte keinePositionsbestimmung gegen die
Gewerkschaften als wichtigen Bündnispartner vollzogen wer-
den. Die Positionen der Bürgerinitiativen zu Brokdorf wurden
nur insoweit unterstützt, alssie die Einstellungder Bauarbeiten
forderten.- Die Vertreter des November-Beschlusses der Landes-SPD
forderten den politisch begründeten Baustopp nicht nur für
Brokdorf, sondern für alle KKW. Da von ihrem Rollenver-
ständnis her die Partei die grundsätzlichenEntscheidungen zu
treffen hatte, mußte es zu Konflikten mit der Bundesregierung
kommen. Der Baustopp sollte dazu dienen, keine weiterenFak-
ten zu schaffen und nach einigen Jahren endgültig über die
Nutzung der Kernenergie entscheiden zu können. Von diesem
Teilder SPD wurdendieBürgerinitiativen aktivunterstützt.

Die Trennung der Ämter des Fraktionsvorsitzenden und des
Landesvorsitzenden personalisierte und förderte den Konflikt
zwischen denbeidenletztgenanntenGruppen.

In der Vorbereitung auf den Tönninger Landesparteitag
konnte sich im Landesvorstand zunächst die Gruppe um G.
Jansen nicht eindeutig durchsetzen. Der vom Landesvorstand
für denParteitag beschlossene Antrag fiel inhaltlich hinter den

14 Die Rede wurde in der Frankfur-
ter Rundschau vom 28.2.1977 veröf-
fentlicht.

Vorhergehende Seiten: Am 19. Fe-
bruar1977kam eszu zweiDemonstra-
tionen gegen den geplanten Bau des
AKW Brokdorf: eine von Wüster aus
zum Bauplatz, die andere in Itzehoe.
Die Spaltung der Anti-AKW-Bewe-
gung in eine bürgerlich-gemäßigte
Fraktion mit Schwerpunktim Umfeld
von Brokdorf und eine autonom-
orientierte Fraktion mit Schwerpunkt
in der Hamburger extremen Linken
wurde deutlich. Hier marschiert der
Demonstrationszug von der Hambur-
ger Bürgerinitiative Umweltschutz
Unterelbe unter rotenFahnen von Wü-
sternachBrokdorf.
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Novemberbeschluß zurück. Die Forderung nach einem Bau-
stopp wurde nicht mehr erhoben, sondern es wurde lediglich
auf den durch Gerichtsbeschlüsse bestehenden „faktischen
Baustopp"hingewiesen. Auf demLandesparteitag selbst wurde
in der Arbeitsgruppe Energiepolitik dieser Antrag jedoch er-
heblich verändert. Auf dem Parteitag fand sich eine breite
Mehrheit für einen vom Kreisverband Pinneberg eingebrachten
Antrag, wonach für alle Kernenergieprojekte bis auf weiteres
ein Genehmigungs-, Bau- und Inbetriebnahmestopp an-
geordnet werden sollte. Der Landesverband der SPD sprach
sich für eine „unvoreingenommene und ergebnisoffene Diskus-
sion über die Chancen und Risiken der friedlichen Nutzung
der Kernenergie (aus) und unterstützt diepolitische Forderung
nach einem Baustopp."15 Darüber hinaus forderte der Parteitag
die Vorlage eines geschlossenenKonzeptes aller Entsorgungs-,
Wiederaufbereitungs- und Endlagerungsmaßnahmen unter
Offenlegen aller Risiken. In der Plenardebatte beantragte der
Kreisverband Segeberg, denBaustoppauszuweitenaufdie Still-
legung von im Betrieb befindlichen KKW, wovon auch das
KKW Brunsbüttel betroffen gewesen wäre. Nach Interventio-
nen sowohl von G. Jansen als auch von K. Matthiesen wurde
dieser Antragaber mit großer Mehrheit abgelehnt.

Den Bürgerinitiativen bescheinigte der Parteitag, daß diese
das Verdienst hätten, „die unbestritteneProblematik der KKW
einer größeren Öffentlichkeit bewußt gemacht zu haben. Eini-
ge von ihnen haben darüber hinaus noch vor den Parteien die
Frage gestellt, wie eine lebenswerte Zukunft unserer Gesell-
schaft aussehensoll."16

Auch personell war die Gruppe der Kernenergiekritiker auf
dem Parteitag erfolgreich: Günther Jansen,der inder Rechen-
schaftsdebattenoch einmal seine Auffassung von der selbstän-
digen Rolle der Partei gegenüber der Regierung deutlich ge-
macht hatte, wurde als Exponent des kernenergiekritischen
Flügels als LandesVorsitzender klar bestätigt: Er erhielt 138 Ja-
Stimmen bei 23 Nein-Stimmenund sechs Enthaltungen.Nach-
dem es im Vorfeld des Parteitages Spekulationen über mögli-
che Gegenkandidatengegebenhatte, war dies ein gutes Ergeb-
nis.

15 Beschluß des Landesparteitages in
Tönning, abgedruckt in: Zur Sache 1,
hrsg. vom Landesvorstand der SPD
SH,Kiel 1977.
16 ebd.

1977-1979:
Für den Ausstieg aus
der Kernenergie

Der Landesverband Schleswig-Holstein unterlag mit seiner
Position eines Moratoriums auf dem Hamburger SPD-Bun-
desparteitag im November 1977 klar. Der Parteitag beschloß,
daß im Bau befindliche KKW zu Ende gebaut werden und
dann eine Betriebsgenehmigung erhalten könnten,wenn eine
erste Teilerrichtungsgenehmigung für ein integriertes Entsor-
gungszentrumerteilt wordenbzw. eineEntsorgungüber Verträ-
ge verbindlich sichergestellt sei. Der Bau neuer KKW solltenur
genehmigt werden, wenn der zusätzliche Energiebedarf nicht
durch Kohlekraftwerke allein zu decken wäre. Die schleswig-
holsteinische SPD wollte in Anerkennung der Gültigkeit des
Bundesparteitagsbeschlussesauch für den Landesverband den
„Vorrang der Kohle" umsetzen, um den Zubau von KKW über-
flüssig zumachen. Bei der Verabschiedung des Landtagswahl-

363



Programms im Juni 1978 sollte ein Dissens zwischen Landes-
und Bundesprogrammatik vermieden werden, um sich die
Wahlchancen zu erhalten. Auf der anderen Seite war nicht
beabsichtigt, die eigene kernenergiekritischere Position aufzu-
geben. Zur Energiepolitik hieß es daher im Landtagswahlpro-
gramm:

„Das imBaubefindlicheKKWinKrümmel darfdenBetrieb
nicht aufnehmen, solange die Entsorgung nicht realisiert ist.
Das KKWBrokdorf soll nicht gebaut werden. Eine SPD-Lan-
desregierung wird der Erneuerungund dem Ausbau vorhande-
ner, sowie dem Bau neuer Kohlekraftwerke ... den Vorrangge-
ben."11

Damit rückte die SPD SH von ihrer TönningerForderung
nach einem Baustopp der im Bau befindlichen KKW wieder
ab, die sich auch auf das KKW Krümmel bezogen hatte. Dies
stieß jedoch auf keinen großen Widerstand, da Krümmel in-
nerhalb der SPD (aber auchbei denBürgerinitiativen) bei wei-
temnicht den Stellenwert des KKW Brokdorf besaß. ZuBrok-
dorf konnte die SPD SH in Übereinstimmung mit dem Bun-
desparteitagsbeschluß weiterhin den Verzicht fordern, da die
erste TEG nochnicht rechtskräftig war. Für denBaudes KKW
Brokdorf trat innerhalb der SPD SH niemand mehr ein; der
Gewerkschaftsflügel um Hans Schwalbach problematisierte
diese Frage offensichtlich wegeneiner realistischen Einschät-
zungderKräfteverhältnisse inder SPDnicht mehr.

Zudem im Betriebbefindlichen KKW Brunsbüttel fand sich
im Schwerpunktprogramm keine Aussage, was als Zeichen für
die geringeBedeutung dieses KKW inder Diskussion der SPD
SH zu werten ist. Erst im Aktionsprogramm, das am 26. No-
vember des Jahres inBad Segebergbeschlossen wurde,hieß es
zu dem nach einem Störfall außer Betrieb befindlichen KKW
Brunsbüttel: „Das Kernkraftwerk Brunsbüttel darf nur dann
wieder in Betrieb genommen werden, wenn eine weitere Ge-
fährdung der Umwelt durch Störfällebzw. Immissionen ausge-
schlossen werden kann."1*

Die Landes-SPD rechnete sich für die Landtagswahl 1979
große Chancenaus, zusammen mit der FDP undeventuell dem
Vertreter des SSW die CDU-Landesregierungabzulösen.Dazu
mußte sich der Wahlkampf aber auch gegen die Grünen rich-
ten, um diese aus dem Landtag herauszuhaltenund möglichst
deutlich unter die 5%-Hürde zudrücken. Auch deshalb wurde
der Bau des KKW Brokdorf zum großen Thema der Landtags-
wahl.Die SPD ging arbeitsteilig indiesen Wahlkampf: G. Jan-
sen sollte die potentiell grünen Wähler zur Stimmabgabe für
die SPD motivieren, während Klaus Matthiesen als Spitzen-
kandidat den Wahlkampf u.a. mit dem Slogan „SPD — Damit
Helmut Schmidt es leichter hat" führte und darauf hinwies,
daß der Bundeskanzler auch ein Kohlekraftwerk statt des
KKW akzeptieren würde. Nach dem Unfall im KKW Three-
Mile-Island in Harrisburg rief die Landes-SPD die Landtags-
wahl am 29. April 1979 zum„Tag der Abstimmung über Brok-
dorf und den Bau weiterer KKW in SH" aus. Am Abend des
Wahltages hatte die SPD mit 41,7% zwar ihr bestes Ergebnis

17 Schwerpunkte für unser Land,
hrsg. vom Landesverband der SPD
SH, Kiel 1978,S. 19.
18 Umdenken und Verändern, hrsg.
vom Landesverband der SPD SH,
Kiel, Januar 1979,S. 19.
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bei einer Landtagswahl seit 1947 erreicht. Allerdings konnte
die CDU mit 48,3% der Stimmen die absolute Mehrheit der
Mandate erzielen. Die Grüne Liste kam auf lediglich 2,4%.
Der kernenergiekritische Kurs der SPD zahlte sich also auch
bei Wahlen aus.Die Partei konnteeinenTeilder potentiell grü-
nen Wähler für sich gewinnen.

Die Diskussion über dieKernenergie wurde innnerparteilich
unabhängig von der Landtagswahl weiter geführt. Bereits im
Oktober 1978 traten die Jungsozialisten dafür ein, eine zweite
Runde in der Energiepolitikdiskussion einzuläuten:„Daher ist
es nach unserer Meinungjetzt an der Zeit, eine endgültige Ent-
scheidung gegen die Atomtechnologie zu treffen", hieß es in
ihrem Informationsdienst.19 Damit versuchten die Jungsoziali-
sten, ähnlich wie zuBeginn der Kernenergiediskussionim Jahr
1975, die Partei voranzutreiben und die Kernenergieauseinan-
dersetzung zu verschärfen. Diese Auseinandersetzung wurde
die heftigste innerhalb der Energiediskussion, die sich an dem
FraktionsvorsitzendenKlaus Matthiesenund dem Landesvor-
sitzendenGünther Jansenpersonalisierte.

Der Landesvorstand beschloß im September 1979 mit 6:4
Stimmen, einen Antrag auf dem Burger Parteitag Anfang Ok-
tober einzubringen, der entsprechend den Juso-Forderungen
den Ausstieg aus der Kernenergie forderte: „Der schrittweise
Verzicht auf denEinsatz der Kernenergie ist unter Bedarfsge-
sichtspunkten möglich. Er ist nach gesellschaftspolitischen
Wertvorstellungen der Sozialdemokratie notwendig."10 Die
Passage zu den schleswig-holsteinischen Kernkraftwerken lau-
tete:

„Das geplante Kernkraftwerk Brokdorf wird nicht gebaut.
Das Kernkraftwerk Brunsbüttel darf im Rahmen der Auslauf-
planungnur dann wieder in Betrieb genommen werden, wenn
eine weitere Gefährdung der Umwelt durch Störfälle bzw.
durch Immissionen ausgeschlossen werden kann. Das im Bau
befindliche Kernkraftwerk Krümmel erhält keine Betriebsge-
nehmigung, weil eine sicherheitstechnisch unbedenkliche und
praktikableLösungfür dieEntsorgungnichtgewährleistet ist."21

Vor allem der letzte Punkt führte zu heftigen Auseinander-
setzungen. Der Fraktionsvorsitzende Matthiesen argumentier-
te, daß eine solche Beschlußfassung eine ernstzunehmende
Lücke in der Energieversorgung in Kauf nehme. Ein weiteres
Argument war für ihn,daß die SPDnicht diePartei der ökolo-
gischen Bewegung, sondern die Partei der Arbeiterbewegung
und der arbeitendenMenschen sei. Auf dem Parteitag in Burg
auf Fehmarn am 6./7. Oktober 1979 wurde die Kontroverse in
voller Schärfe zwischenGünther Jansenund Klaus Matthiesen
ausgetragen. Während der Fraktionsvorsitzende im Vorfeldder
Diskussion im Landesvorstandsantragdie „Preisgabe der ener-
giepolitischen Regierungsfähigkeit" sah, entgegnete der Lan-
desvorsitzende auf dem Parteitag: „Die Regierungsfähigkeit
der SPD SHist ohnedieMöglichkeit der Inbetriebnahme von
Krümmel nachzuweisen. Das wird die Voraussetzung für die
Oppositionsfähigkeit eines sozialdemokratischen Fraktions-
chefssein."12Klaus Matthiesenerhielt für seinen Änderungsan-

" idj,Kiel,Oktober 1978.
20 Kopie des Beschlusses im Archiv
des Verfassers.
21 ebd.
22 Redemanuskript von Günther
Jansen, Kopie im Archiv des Verfas-
sers.
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trag, nach dem ein endgültiger Verzicht auf Krümmel derzeit
aus Versorgungssicherheit nicht möglich sei, lediglich 1/3 der
Stimmen der Parteitagsdelegierten. Aber auch die Mehrheits-
position des Landesvorstandes konnte sich nicht uneinge-
schränkt durchsetzen, denn angenommen wurde mit großer
Mehrheit einAntrag desKreisverbandesKiel,indem es hieß:

„Das im Bau befindliche Kernkraftwerk Krümmel erhält
keine Betriebsgenehmigung, solange eine sicherheitstechnisch
unbedenkliche und praktikable Lösung für die Entsorgung
nicht realisiert ist. Diese Voraussetzung wird jedenfallsfür den
übersehbaren Zeitraum der nächsten 10 Jahre nicht gegeben
sein."13

Diese Nuancierung der Position änderte jedochnichts dar-
an, daß die Partei und die Öffentlichkeit den Ausgang des
Landesparteitages insgesamt als „Sieg von Jansen über Mat-
thiesen"bewertete.24

Inhaltlichhatte die SPD SH mit dem Burger Parteitag ihre
Position der „Denkpause" zu der Forderung nach einem
schrittweisen Ausstieg aus der Kerntechnologie weiterent-
wickelt. In diesem allgemeinen Ziel des Ausstiegs war sich die
übergroße Mehrheit der SPD SH einig. Gewerkschaftsvertre-
ter, die nach der Beschlußlage ihrer Gewerkschaften eine ande-
re Position hätten vertreten müssen, spielten in der Auseinan-
dersetzung in Burg keine Rolle. Die Konflikte in der SPD SH
brachen an den Forderungen zumKKW Krümmel aus. An die-
sem Punkt eskalierte einMachtkampf zwischen Partei, die die
allgemeine energiepolitische Ausstiegsforderung auch auf die
schleswig-holsteinischen KKW übertragen wollte, und der
Fraktionsführung, die neben der Auseinandersetzungum das
KKW Brokdorf keine weiteren Konflikte eingehen wollte. Der
Ausgang des Parteitages bedeutete eine Stärkung des Landes-
vorsitzenden, womit sich die klaren Kernenergiegegner durch-
setzten.

Ihre Forderungnach einem Ausstiegaus der Atomtechnolo-
gie brachte die SPD SH auf dem Bundesparteitag im Dezem-
ber 1979 inBerlin ein. Auch wenn gegenüber dem Hamburger
Parteitag die Zahl der Kernenergiekritiker bzw. zumindest -
Skeptiker angewachsen war, konnte sich der Landesverband
wiederum mit seiner Position nicht durchsetzen. Stattdessen
beschloß der Parteitag, „daß zum jetzigen Zeitpunkt ... aufdie
Anwendung keiner Energiequelle, auch nicht auf die Anwen-
dung von Kernenergie für friedliche Zwecke, verzichtet werden
kann".25 Der Versuch, die Ausstiegsforderungmit der mangeln-
den Entsorgung der Kernkraftwerke zu begründen, scheiterte.
Bereits Zwischenlager sollten nach dem Willen der Parteitags-
mehrheit ausreichen, im Bau befindlichen KKW nach Fertig-
stellung die Betriebsgenehmigung und geplanten KKW die
Baugenehmigungen zu erteilen. Abgelehnt wurden alle Forde-
rungen,daß im Bau befindliche KKW keine Betriebsgenehmi-
gungen erhaltensollen oder daß auf den Bau neuer KKW ver-
zichtet werden muß.

Der Landesvorstand der SPD SH befaßte sich kurz nach
dem Berliner Parteitag mit dem Beschluß und stellte einstim-

23 Kopie des Beschlusses im Archiv
des Verfassers.
24 Entsprechende Überschriften in
der Frankfurter Rundschau vom
8.10.1979, in den Lübecker Nachrich-
ten vom 9.10.1979, inden KielerNach-
richten vom8.10. 1979.
25 Politik, Aktuelle Informationen
der SPD, hrsg. vom Vorstand der
SPD,Bonn, Dezember 1979.
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mig fest, daß dieser für die gesamte Partei zu gelten habe. Al-
lerdings wurde er in eine Richtung interpretiert, die der schles-
wig-holsteinischenPosition nahekam. Die SPD SH werde jetzt
zusammen mit Bürgerinitiativen, Gewerkschaften und anderen
interessierten Bürgern dafür arbeiten, den Ausstieg aus der
Kernenergie möglich zu machen, beschloß der Landesvor-
stand.Bei denschleswig-holsteinischenKKW mußte der Land-
esverband allerdings seine in Burg beschlossene Position zu
Krümmel zurücknehmen: Dieses KKW könneeine Betriebsge-
nehmigung erhalten, die Wiederinbetriebnahme des KKW
Brunsbüttel sei abhängig von Prüfungen über die Betriebssi-
cherheit. Das KKW Brokdorf wurde weiterhin als geplant ein-
gestuft und somit in einer möglichenInterpretation des Berli-
ner Beschlusses abgelehnt.26 Im nachhinein setzte sich damit
über denBerliner Bundesparteitagsbeschluß die Position von
Klaus Matthiesen auch in der SPD SH durch, ohne daß aller-
dings die grundsätzliche Ausstiegsposition geändert wurde.

26 Beschluß des SPD-Landesvor-
standes vom10.12.1979, Kopie im Ar-
chiv des Verfassers.

1980-1983:
Auseinandersetzun-
gen um einzelne
Kernkraftwerke

Da die grundsätzliche Ausstiegsposition innerhalb der SPD
SH voneiner breiten Mehrheit getragen wurde, konzentrierten
sich die Konflikte inder Folgezeit auf die einzelnen schleswig-
holsteinischen Kernkraftwerke. Auf dem Landesparteitag im
April 1980 in Eckernförde stand die Debatte um das KKW
Brunsbüttel im Mittelpunkt. Die Jungsozialisten forderten be-
reits seit längerem die Stillegung des KKW, das nach einem
Unfall im Juni 1978 stillstand. Die gemeinsame Strategie der
SPD-Landtagsfraktionunddes Landesvorstandes war dagegen
darauf ausgerichtet, aus der Opposition heraus mehr Sicher-
heit für Brunsbüttel zu erreichen. Deshalb war einumfangrei-
cher Forderungskatalog zur Nachrüstung vorgelegt worden,
ohne dessen Erfüllung die Landtagsfraktion der Wiederinbe-
triebnahme nicht zustimmen wollte. Dieses Vorgehen wurde
innerhalb der SPD, außer von den Jungsozialisten, allgemein
akzeptiert, da das KKW in der Energiedebatte nicht den Stel-
lenwert von Brokdorfbesaß, es gabkaum Proteste von Bürger-
initiativengegen Brunsbüttel. Auf dem Landesparteitag in Ek-
kernförde versuchten die Jungsozialisten, eine Mehrheit für
ihre Stillegungsforderung zu bekommen. Allerdingsstellte sich
auch der Landesvorsitzende G. Jansenhinter das Vorgehender
SPD-Landtagsfraktionund sagteauf demParteitag:
„Unsere Aufgabe ist, dieLandesregierungzu veranlassen, die

von uns für erforderlich gehaltenen Sicherheitsbedingungen
beim Betreiber durchzusetzen. Dieses sind wir unabhängig
vom Grundsatzstreit über die Kernenergie der Bevölkerung
schuldig. Ansolchen Fragenentscheidet sich auch diefür Wah-
len so wichtigeProblemlösungskompetenzeinerPartei."11

Da Landesvorstand und Landtagsfraktion in dieser Frage
übereinstimmend die Forderungder Jungsozialistenablehnten,
scheitertendiese auf dem Landesparteitagklar. Inder Folgezeit
spitzte sich derKonflikt um das in der Interpretation der SPD
SH geplante KKW Brokdorf zu: Im Sommer 1980 hatte das
Verwaltungsgericht Schleswig im Hauptsacheverfahren die
Klagen gegen die 1. TEG abgelehnt.Am 6. Februar 1981 wur-

27 Redemanuskript von Günther
Jansen, Kopie im Archiv des Verfas-
sers.
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den daraufhin die Bauarbeiten amKKW Brokdorf wiederauf-
genommen. Am selben Tag erklärte Klaus Matthiesen, daß er
für eine Spitzenkandidatur für die Landtagswahl 1983 nicht
mehr zur Verfügung stehe, da die SPD-geführte Bundesregie-
rung die CDU-Landesregierung in ihrer Haltung zu Brokdorf
unterstütze. Die Bundesregierunghatte diePreußenElektra po-
litisch ermuntert, sich an dem KKW Brokdorf zu beteiligen.
Für die Landes-SPD stand eine Revision ihrer ablehnenden
Position zu Brokdorf nicht zur Diskussion: Zum einen war das
„Nein zu Brokdorf" innerhalb der SPD unumstrittenund für
den Landesverband ein wichtiger Identifikationsfaktor. Zum
anderen hätte ein derartiger Schwenk die SPD SH in den Au-
gender Wähler völligunglaubwürdig gemacht unddenGrünen
eine erhebliche Zahl an Wählerstimmen gebracht. Die SPD
blieb daher beiihrer Ablehnungvon Brokdorfundrichtetesich
darauf ein, imLandtagswahlkampf dieses Nein auchgegen die
SPD-geführte Bundesregierung zu vertreten. Matthiesen be-
gründete seinenRücktritt vondem Amt des Spitzenkandidaten
damit, daß er die letzte Landtagswahlauch zur Unterstützung
des Bundeskanzlers geführt habe:„Die Grenze dessen, wasmir
persönlich und politisch zuzumuten ist, ist durch die offene
Zusammenarbeit der Bundesregierung und Stoltenberg in die-
ser für die SPD Norddeutschlandszentralen Frage überschrit-
ten.'^

Für den 28. Februar 1981 riefen die Bürgerinitiativen zu ei-
ner Demonstration am Bauplatz auf. Im Vorfeld der Demon-
stration kam es zu Auseinandersetzungenzwischen Teilen der
Bürgerinitiativen und Jungsozialisten auf der einen Seite, die
eine Verpflichtung zur Gewaltfreiheit indem Aufruf verankern
wollten, und anderen Teilen der Bürgerinitiativen, die dieses
ablehnten, um die Breite der Bewegung nicht zu gefährden.
Das „Trauma der Spaltung" von 1977 bewirkte, daß der über-
wiegende Teil der Bürgerinitiativen die Forderung nach einer
Selbstverpflichtungauf einegewaltfreie Demonstrationablehn-
te. Am 28. Februar demonstrierten ca. 100.000 Menschen in
der Wilstermarsch und am Bauplatz gegen den Weiterbau des
KKW. Auch viele Sozialdemokraten beteiligten sich an der
Demonstration, die Jungsozialisten hatten zur Teilnahme, al-
lerdings nicht am Bauplatz, aufgerufen. Dort kam es zu zum
Teilgewaltsamen AuseinandersetzungenzwischenDemonstran-
ten und der Polizei. Die SPD SH hatte sich im Vorfeld der
Demonstration bemüht, mit den Bürgerinitiativen ins Ge-
spräch zu kommen, um für einen gewaltfreien Widerstand zu
werben. Das Bekenntnis zur Gewaltfreiheit sei die Vorausset-
zung für die Beteiligung von Sozialdemokraten anDemonstra-
tionen, schrieben Klaus Matthiesen und Günther Jansen. Ein
Gespräch kam allerdings nicht zustande, da das Verhältnis der
SPD SH zu denBürgerinitiativen zu diesem Zeitpunkt deutlich
schlechter war als vor der Demonstration im Februar 1977.
Dazu trug zum einen die Weigerung der Bürgerinitiativen bei,
sich auf eine gewaltfreie Demonstration festzulegen. Auf der
anderen Seite wurde aber innerhalb der Bürgerinitiativen die
Politik der SPD insgesamt, aber auch der SPD SH kritischer

28 Sozialdemokratischer Informa-
tionsbriefNr. 29/81vom6.2.1981.

368



als vorher gesehen.Der SPD SH warfen diese vor, nicht konse-
quent in ihrer Ablehnungder Kernenergie zusein, weil die So-
zialdemokraten Brokdorf ablehnten, aber Brunsbüttel und
Krümmel akzeptierten.

Erneute scharfe Auseinandersetzungen, die die Bedeutung
der energiepolitischen Diskussion für den Landesverband der
SPD unterstrichen, fanden im Vorfeld des Harrisleer Parteita-
ges im September 1981 statt. Der Landesvorstand hatte einen
Antrag vorbereitet, der auf dem Münchener Bundesparteitag
im April 1982eingebracht werden sollte.Dort hieß es u.a.,daß
die SPD an den Optionen auf die weitere Nutzung der Kern-
energieund den Verzicht auf dieKernenergie festhalte.Konkret
sollte ein „Zubaustopp" beschlossen werden.29 Da der Antrag
für dieBundesebenegedacht war, fanden sich darinkeinekon-
kretenForderungen für diedrei schleswig-holsteinischenKKW-
Projekte. Allerdings hätte dieser Antrag, auf Schleswig-Hol-
stein übertragen, bedeutet, daß die Sozialdemokraten den Be-
trieb von Brunsbüttel ebenso akzeptierten wie die Inbetrieb-
nahme des inzwischen fast fertiggestelltenKKW Krümmel. Vor
allem hätteauchdasKKWBrokdorfzuEnde gebautund eben-
falls inBetrieb gehenkönnen,da Zubaustopp sich nur auf ge-
plante KKW beziehen konnte und sich Brokdorf zu diesem
Zeitpunkt bereits im Bau befand. Der Landesvorstandsantrag
stellte damit sowohl imallgemeinen als auch aufdie SH-KKW
bezogen eine Abkehr von bisherigen Positionen dar. Auf dem
Parteitagkam es daher zuheftigenDebatten, die zueinererheb-
lichen Änderung des Antrags führten. Er wurde erst ange-
nommen, als er mit einem Vorsatz versehen wurde, der dieur-
sprüngliche Ausstiegsposition einschließlich der Beschlüsse zu
Brokdorf, Brunsbüttel und Krümmel festschrieb. Dies zeigte,
daß die Positionen zur Kernenergie innerhalb des Landesver-
bandes, zumindest was die Ebene der Parteitagsdelegierten an-
ging, fest verankert waren. Jedem Versuch,diese aufzuweichen,
undsei esnur, umeinenKompromißantrag für denBundespar-
teitag zu verabschieden, wurde mit Mißtrauen begegnet. Der
Landesvorstand hattedieseHaltungder Basis völligfalsch ein-
geschätzt.

Trotz aller Proteste der Bürgerinitiativen und der ablehnen-
den Haltung der oppositionellen Sozialdemokraten schritt der
Bau der Kernkraftwerke Krümmel und Brokdorf weiter voran.
Dies mußte die SPD SH berücksichtigen, als sie im Herbst
1982 ihr Programm für die Landtagswahl 1983 debattierte.Es
war damit zu rechnen, daß das KKW Krümmel noch vor der
Landtagswahl inBetrieb gehen würde. Für dasKKW Brokdorf
wurde erwartet, daß dies bereits Ende 1982alleTeilerrichtungs-
genehmigungen erhalten haben würde und lediglich eine 5.
TEG mit Detailgenehmigungen ausstünde. Erst bei der Ertei-
lung der Betriebsgenehmigung hätte eine sozialdemokratische
Landesregierung wieder (mit)entscheiden können. Eine Ar-
beitsgruppe der SPD SH beschäftigte sich mit der Frage, was
eine Landesregierung tun könne,um Brokdorf nicht ans Netz
gehen zu lassen. Ihr Resümee war, daß dem KKW Brokdorf al-
lenfalls aus Entsorgungsgründen dieBetriebsgenehmigungver-

29 Kopie des Landesvorstandsantra
ges im Archiv des Verfassers.
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weigert werden könnte. Der SPD-Landesvorstand legte dem
Landesparteitag auf dieser Basis einen Antrag vor, in dem da-
von ausgegangen wurde, daß ein Baustopp inBrokdorf nicht
mehr möglich sei. Allerdings sollte das KKW „keineBetriebs-
genehmigung erhalten, solange nicht alle mit dem Betrieb des
Kernkraftwerkes verbundenen Sicherheitsprobleme, insbeson-
dere dieEntsorgung nachweisbar gelöstsind... DieEntsorgung
des Kernkraftwerkes Brokdorf muß durch ein im Betrieb be-
findliches Entsorgungszentrum mit einer vorhandenen Endla-
gerstätte für hochradioaktiven Atommüll sichergestellt sein."30

Da dieses nochüberhaupt nicht in Sichtweite war, hätte Brok-
dorf auf Jahre hinaus keine Betriebsgenehmigung erhalten.
Der Betrieb vonKrümmel wurde dagegenakzeptiert, vor allem
mit dem Argument, daß Hamburg den Strom dieses KKW be-
nötige,um aus Brokdorf auszusteigen. Für Brunsbüttel sollte
ein Stillegungsplan erarbeitet werden. Bis zum Parteitag im
Oktober 1982 wurde deutlich, daß das KKW Krümmel bis zu
den Landtagswahlen aller Voraussicht nach doch noch keine
Betriebsgenehmigung erhalten haben würde, d.h. eine sozial-
demokratische Landesregierung ebenso wie beim KKW Brok-
dorf noch Entscheidungen treffen könnte.Damit war abzuse-
hen, daß auf dem Parteitag die Auseinandersetzung um das
KKW Krümmel im Mittelpunkt stehen würde. Eine Reihe von
Kreisverbänden der SPD brachte zum Landesvorstandsantrag
Änderungen ein, die eine Gleichbehandlung vonKrümmel und
Brokdorf forderten, d.h. beide sollten vor allem wegender un-
geklärten Entsorgung keine Betriebsgenehmigung erhalten.
Auf dem Landesparteitag wurde von denGegnerndes Landes-
vorstandsantrages darauf hingewiesen, daß mit einem derarti-
genBeschluß Wahlkampf für die Grünen gemacht würde, da
dieser nicht vermittelbar sei. Die Befürworter, an ihrer Spitze
Günther Jansen,KlausMatthiesenund der neue Spitzenkandi-
dat BjörnEngholm wiesen darauf hin, daß es eine unglaubli-
che Kraftprobe darstelle, ein fertiggestelltes KKW nicht inBe-
trieb gehenzu lassen.Diese Kraftprobe sollemanbei Brokdorf
wagen, da dies ein Symbol darstelle und man dort im Unter-
schied zuKrümmel viele Bündnispartner habe. Inder Abstim-
mung unterlagen die Gegner des Landesvorstandsantrages,
konnten aber trotz des massiven und geschlossenen Einsatzes
der Partei- und Fraktionsführung für ihren weitergehenden
Antrag 40% der Parteitagsdelegierten gewinnen. Mit dem Be-
schluß des Landesparteitages reduzierte die SPD SH ihren
Widerstand gegen die Kernenergie in Schleswig-Holstein auf
das Symbol Brokdorf. Die potentiellen Grünen-Stimmen soll-
tenmit der Brokdorf-Position gewonnen werdenund gleichzei-
tig bezogen die Sozialdemokraten mit der Akzeptierung von
zwei KKW eine „machbare", an Regierungsanforderungenaus-
gerichtetePositioninder Energiefrage.

Dieser Konflikt um das Landtagswahlprogramm 1983 war
die letzte große Kernenergiediskussion innerhalb des Landes-
verbandes. Die Forderung nach einem Ausstieg aus der Atom-
energie war in Schleswig-Holsteinunumstritten und setzte sich
aufdemNürnberger Bundesparteitag 1986 auch inderBundes-

30 Kopie des Landesvorstandsantra-
ges im Archiv des Verfassers.
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SPD durch. Auf Landesebene reichte auch das Wahlergebnis
1983 nicht für die Regierungsübernahme der Sozialdemokra-
ten aus. Das KKW Krümmel wurde 1983 in Betrieb genom-
men. Der Widerstand gegen das KKW Brokdorf ging zwar
noch weiter,und die Bürgerinitiativen mobilisiertenmit Beteili-
gung der SPD Demonstrationen gegen das KKW. Die Inbe-
triebnahme im Jahr 1986 konnte dadurch aber nicht mehr ver-
hindert werden. Als die SPD im Mai 1988 dieLandesregierung
übernahm, waren damit alle drei schleswig-holsteinischen
Kernkraftwerke amNetz.

Fazit:
Nur eine offene Partei
kann die Vermitt-
lungsfunktion erfüllen

Bei einer Analyse der Kernenergiediskussion der SPD SH in
dem oben dargestellten Zeitraumist festzustellen,daß eine Rei-
he von internen und externen Faktoren im Zusammenwirken
miteinander die Umorientierung der SPD SH ermöglichten.
Daß die Kernenergiediskussion in dem Landesverband über-
haupt solch eine Bedeutung gewann, lag im wesentlichen an
denAuseinandersetzungenum dasKKW Brokdorf. Erst als die
Bürgerinitiativen gegen dieKernenergieaktiv wurden,beschäf-
tigte sich die SPD SH mit diesem Thema, auch wenn einige
„Experten" inder Partei bereits vor den Auseinandersetzungen
um Brokdorf eine energiepolitische Debatte in der SPD anzu-
stoßen versuchten. Innerhalbkürzester Zeit gewanndieDiskus-
sion um Brokdorf innerhalb der SPD allerdings eine solche
Eigendynamik, daß diese sich auch aufdie anderenKKW-Pro-
jekte in Schleswig-Holstein ausweitete und über Jahre hinweg
intensiv ausgetragen wurde, obwohl das Engagement der Bür-
gerinitiativen im Laufder Jahre unterschiedlichstark war.Daß
die Ablehnung des KKW Brokdorf inder SPDSH sehr schnell
zum unumstrittenen und unveränderlichen Konsens wurde, lag
daran, daß dieses KKW wegen der Heftigkeit des Konfliktes
Symbolcharakter besaß, sowohl für die Kernenergiegegner als
auch für die Befürworter in der CDU-Landesregierung. Die
SPD SHgriff daher diesen Konflikt auch unter dem Gesichts-
punkt der Auseinandersetzung mit dem politischen Gegner
auf.DieHaltungzudenbeidenanderenKernkraftwerksprojek-
ten dagegen war innerhalb der SPD nicht so eindeutig und
stand stärker im Zentrum von Konflikten. Hier fehlte den in-
nerparteilichen Kernenergiegegnern die Unterstützung von
außen zur Durchsetzungihrer Forderungen.

Daß dieSPD SHsich überhaupt für die Anliegender Bürger-
initiativen aufgeschlossen zeigte und diese in ihreProgramma-
tik einfließen ließ, lag an einer Reihe von internen Faktoren:
Zum einen betrachtete sich die SPD im nördlichstenBundes-
land als „linker Landesverband" innerhalb der Bundes-SPD.
Zu der „Kultur" des Landesverbandes gehörteeine große Dis-
kussionsfreudigkeit über politische Themen. „Sachzwangar-
gumenten" stand die Partei eher kritisch gegenüber. Hinzu
kam, daß der Landesverband sehr früh ökologischePositionen
in seineProgrammatik aufgenommen hatteund daher auch in
der Energiepolitik für neue Argumenteoffen war. DerKonflikt
mit der Bundes-SPD bzw. der sozialdemokratisch geführten
Bundesregierung bestärkte vor allem die für die Willensbil-
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düng wichtige Gruppe der mittleren Funktionärsschicht in
ihrem eigenen Selbstverständnis, einem „besonderen" Landes-
verband anzugehören,undstärkte das Zusammengehörigkeits-
gefühl. Im Vergleich zu anderen Landesverbänden der SPD
herrschte eine größere Aufgeschlossenheit gegenüber den Jung-
sozialisten, die am intensivsten direktmit denBürgerinitiativen
zusammenarbeiteten. Die Jungsozialisten trugenderenPositio-
nen in die SPD hinein und beeinflußten damit dieEnergiedis-
kussion in der SPD erheblich, auch wenn sie sich häufig, vor
allem in ihren Positionen zu Brunsbüttel undKrümmel, nicht
durchsetzen konnten. Demgegenüber war der Einfluß des po-
tentiellen Gegners einer Umorientierung, nämlich der Einfluß
der Gewerkschaften und der Arbeitsgemeinschaft für Arbeit-
nehmerfragen, im Landesverband SH im Vergleich zu anderen
Bezirkenoder der Bundesebene eher gering. Zudem schaffte es
der Gewerkschaftsflügel als möglicher Kern einer kritischen
Positionzum Kernenergiekursder Landes-SPDnicht,eine kon-
tinuierliche Oppositionsgruppe einschließlich personeller Al-
ternativenaufzubauen.

In der Zeit, inder die SPD ihre Position inder Energiepoli-
tik erarbeitete, war sie als Oppositionspartei frei vonden An-
forderungen, die an eine Regierungspartei gestellt werden.
Auch das Rollenverständnis zwischen Landespartei und Land-
tagsfraktion mit dem darin angelegten Konfliktpotential be-
günstigte das Aufgreifen der Forderungen der Bürgerinitiati-
ven. Die Landtagsfraktion vertrat einen „eher gemäßigten
Kurs", der auch „potentiellen Regierungsansprüchen" genügen
und Koalitionsmöglichkeiten offenhalten sollte. Dies zeigte
sich vor allem in den Auseinandersetzungenum die schleswig-
holsteinischenKKW. Die Fraktion hattees innerhalb des Lan-
desverbandes aber schwer, ihre Positionen durchzusetzen, da
der Landesverband das politische Primat für sich einforderte.
Die personelle Trennung der Vorsitzendenämter führte dazu,
daß auftretende Konflikte zwischenFraktion und Parteiperso-
nalisiert und damit verschärft wurden. Auf der anderen Seite
hatten weitergehende Forderungen in der Kernenergiedebatte
keineChancesich durchzusetzen,wenn dieFührung vonPartei
undFraktion diesegeschlossenablehnten.

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die programmati-
sche Debatte der SPD SH umdie Kernenergie ein Beispiel da-
für ist, wie Anstöße von außerhalb von einer Partei aufge-
nommen werden und die innerparteiliche Diskussion und Wil-
lensbildung beeinflussen. Inwieweit sich diese durchsetzen,
hängt allerdings stark von internen Faktoren der innerparteili-
chen Willensbildungab.
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